
 

  

S 3 AS 1339/17

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land -
Sozialgericht Landessozialgericht Sachsen-Anhalt
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Erfolg des Widerspruchs

sog isolierte Kostenentscheidung
Kostenerstattung
Erfolgsquote
sog isoliertes Vorverfahren

Leitsätze 1. § 63 Abs 1 SGB X stellt eine in sich
geschlossene Regelung der
Kostenerstattung für sog isolierte
Widerspruchsverfahren dar. Es handelt
sich um ein Regel-Ausnahme-Verhältnis,
bei dem im Grundsatz rein formal auf das
erfolgreiche Ergebnis abgestellt wird
(Satz 1). Die zu bildende Kostenquote
richtet sich nach dem Verhältnis des
Erfolgs zum Misserfolg. Ein Widerspruch
ist nur in dem Umfang erfolgreich, in dem
ihm (abgeholfen oder) stattgegeben
worden ist.

2. Geht es im Vorverfahren um die
Bewilligung höherer SGB II-Leistungen,
hat der Widerspruch nur in dem Umfang
Erfolg, in dem weitere Leistungen
bewilligt worden sind. Führt ein vom
Widerspruchsführer geltend gemachter
Berechnungsposten (hier: höhere
Heizkosten) wegen einer zwischenzeitlich
eingetretenen Änderung der Sachlage
(hier: Einkommenszufluss) nicht zu einem
höheren Leistungsanspruch, hat der
Widerspruch insoweit keinen Erfolg.

Normenkette SGB X § 63 Abs 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 3 AS 1339/17
Datum 31.08.2020
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2. Instanz

Aktenzeichen L 4 AS 334/21
Datum 22.06.2023

3. Instanz

Datum -

Â 

Das Urteil des Sozialgerichts Halle vom 31. August 2020 wird aufgehoben und die
Klage abgewiesen.

Â 

Kosten sind in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu erstatten.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Â 

Tatbestand:

Â 

Die Beteiligten streiten um die Kostenerstattung fÃ¼r ein sog. isoliertes
Vorverfahren.

Â 

Die 1961 geborene KlÃ¤gerin und Berufungsbeklagte zu 1 (im Weiteren: KlÃ¤gerin
zu 1) und ihre im MÃ¤rz 1998 geborene Tochter, die KlÃ¤gerin und
Berufungsbeklagte zu 2 (im Weiteren: KlÃ¤gerin zu 2) bezogen von dem Beklagten
und BerufungsklÃ¤ger (im Weiteren: Beklagter) Leistungen der Grundsicherung
fÃ¼r Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) als
Bedarfsgemeinschaft.

Â 

Gemeinsam bewohnten sie ein schuldenfreies Eigenheim, fÃ¼r das monatliche
Betriebskosten in wechselnder HÃ¶he (zwischen 59 â�¬ und 134,20 â�¬) sowie
Vorauszahlungen fÃ¼r die Heizkosten von monatlich 221 â�¬ anfielen.
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Â 

Auf den Weiterbewilligungsantrag der KlÃ¤gerinnen bewilligte der Beklagte mit
Bescheid vom 3. August 2016 vorlÃ¤ufige Leistungen fÃ¼r den
Bewilligungszeitraum von September 2016 bis Februar 2017 von monatlich
insgesamt 708,50 â�¬ fÃ¼r September und Oktober 2016, 791,70 â�¬ fÃ¼r
November 2016 sowie 568 â�¬ fÃ¼r Dezember 2016 bis Februar 2017. Als Grund
fÃ¼r die vorlÃ¤ufige LeistungsgewÃ¤hrung gab der Beklagte im Bescheid an, das
Einkommen der KlÃ¤gerin zu 1 aus selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit stehe noch nicht
fest. Bei der Berechnung des Leistungsanspruchs berÃ¼cksichtigte der Beklagte die
Betriebskosten fÃ¼r das Eigenheim und anstelle der tatsÃ¤chlichen
Heizkostenvorauszahlungen einen abgesenkten Monatsbetrag von 89,50 â�¬.
Entsprechend der Angabe der KlÃ¤gerin zu 1 in ihrer vorlÃ¤ufigen EKS rechnete er
kein Erwerbseinkommen an. Bei der Berechnung fÃ¼r die KlÃ¤gerin zu 2
berÃ¼cksichtigte er Kindergeld von 190 â�¬, das er um die
Versicherungspauschale bereinigte. In den Monaten Dezember 2016 bis Januar
2017 berÃ¼cksichtigte er keine Kosten der Unterkunft und Heizung (KdUH).

Â 

Dagegen legten die KlÃ¤gerinnen am 22. August 2016 Widerspruch ausdrÃ¼cklich
â��wegen der Heizkostensenkungâ�� ein. Im September 2016 fÃ¼hrte ihre
ProzessbevollmÃ¤chtigte zur weiteren BegrÃ¼ndung aus, die KdUH der
KlÃ¤gerinnen seien angemessen. Die Gesamtkosten seien so gering, dass ein
Umzug unwirtschaftlich wÃ¤re. Daher seien die Heizkosten in tatsÃ¤chlicher HÃ¶he
zu Ã¼bernehmen.

Â 

Am 14. September 2016 nahm die KlÃ¤gerin zu 1 eine ErwerbstÃ¤tigkeit auf. Es
handelte sich um eine mit einem Stundenlohn von 9 â�¬ vergÃ¼tete, befristete
VollzeitbeschÃ¤ftigung.

Â 

Mit Schreiben vom 29. September 2016 (Blatt 2036 VA, Band X) teilte der Beklagte
den KlÃ¤gerinnen mit, er werde bis zur endgÃ¼ltigen KlÃ¤rung die
LeistungsgewÃ¤hrung ab dem 1. November 2016 vorlÃ¤ufig einstellen, da das
Erwerbseinkommen Einfluss auf die HÃ¶he der Leistungen habe und der
Leistungsanspruch sogar vollstÃ¤ndig entfallen kÃ¶nne. Er bat um Vorlage der
Einkommensbescheinigungen.

Â 

Aus der von der KlÃ¤gerin im November 2016 vorgelegten Entgeltabrechnung fÃ¼r
September 2016 ergab sich aus einem Bruttolohn von 936 â�¬ ein im Folgemonat
ausgezahlter Betrag von 671,29 â�¬. Nach der Entgeltabrechnung fÃ¼r Oktober
2016 fÃ¼hrten BruttobezÃ¼ge von 1.512 â�¬ zu einem Auszahlungsbetrag von
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1.146,63 â�¬.

Â 

Mit Ã�nderungsbescheid vom 24. November 2016 bewilligte der Beklagte unter
â��teilweiser Aufhebung des Bescheids vom 3. August 2016â�� im Hinblick auf die
zunÃ¤chst vereinbarte Befristung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses bis zum 7. Dezember
2016 fÃ¼r Januar 2017 wieder vorlÃ¤ufige Leistungen in einer HÃ¶he von 418,56
â�¬.

Â 

Am 7. Dezember 2016 vereinbarten die KlÃ¤gerin zu 1 und ihr Arbeitgeber die
unbefristete Fortsetzung des Arbeitsvertrags.

Â 

Mit Ã�nderungsbescheid vom 21. Dezember 2016 erhÃ¶hte der Beklagte die
bewilligten Leistungen aufgrund der Regelbedarfsanpassung zum 1. Januar 2017.

Â 

Mit Ã�nderungsbescheid vom 22. MÃ¤rz 2017 bewilligte der Beklagte fÃ¼r den
Monat September 2016 Gesamtleistungen von 840 â�¬ und fÃ¼hrte zur
BegrÃ¼ndung aus, im Widerspruchsverfahren sei die Leistungsbewilligung
Ã¼berprÃ¼ft worden. Die Leistungen kÃ¶nnten jetzt endgÃ¼ltig bewilligt werden,
da die Gewerbeabmeldung der KlÃ¤gerin zu 1 nicht bekannt gewesen sei. Zudem
seien die Heizkosten in tatsÃ¤chlicher HÃ¶he anzuerkennen. Nach Neuberechnung
des Leistungsanspruchs ergebe sich eine Nachzahlung von 131,50 â�¬, die
Ã¼berwiesen werde.

Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 22. MÃ¤rz 2017 wies der Beklagte nach Erteilung
der Bescheide vom 21. Dezember 2016 und 22. MÃ¤rz 2017 den Widerspruch im
Ã�brigen zurÃ¼ck. Er erkannte die Zuziehung einer BevollmÃ¤chtigten als
notwendig an und erklÃ¤rte sich zu einer Erstattung von einem Sechstel der
notwendigen Aufwendungen fÃ¼r das Widerspruchsverfahren bereit. Zur
BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er aus, die KlÃ¤gerinnen hÃ¤tten nach Erlass der
Ã�nderungsbescheide vom 21. Dezember 2016 und 22. MÃ¤rz 2017 keinen
Anspruch auf die Bewilligung hÃ¶herer Leistungen fÃ¼r den Bewilligungszeitraum
â�� auch nicht unter BerÃ¼cksichtigung der tatsÃ¤chlichen Bedarfe fÃ¼r die
Heizkosten. Nur fÃ¼r den Monat September 2016 sei ein Abhilfebescheid unter
Einbeziehung der tatsÃ¤chlichen Heizkosten erlassen worden. FÃ¼r die Ã¼brigen
Monate ergebe sich kein hÃ¶herer Leistungsanspruch, denn auf den Bedarf seien
das Kindergeld und ab Oktober 2016 das Erwerbseinkommen der KlÃ¤gerin zu 1
anzurechnen. 
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Â 

Am 24. April 2017 haben die KlÃ¤gerinnen Klage bei dem Sozialgericht Halle (SG)
erhoben. Im Klageverfahren haben sie die Auffassung vertreten, ihr Widerspruch sei
insgesamt erfolgreich gewesen, weil der Beklagte nunmehr die tatsÃ¤chlichen
KdUH in voller HÃ¶he berÃ¼cksichtige. Er mÃ¼sse daher auch die Kosten des
Widerspruchsverfahrens zur GÃ¤nze Ã¼bernehmen. Dem ist der Beklagte
entgegengetreten, der Widerspruch habe nur in einem Monat (September 2016)
Erfolg gehabt.

Â 

Mit Urteil vom 31. August 2020 hat das SG die Kostenentscheidung im
Widerspruchsbescheid vom 22. MÃ¤rz 2017 geÃ¤ndert und den Beklagten
verurteilt, die Kosten des Widerspruchsverfahrens vollstÃ¤ndig zu Ã¼bernehmen.
Zur BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, der Widerspruch sei zur Ã�berzeugung der
Kammer im vollen Umfang erfolgreich gewesen, denn der Beklagte habe nun in
jedem Monat des streitigen Bewilligungszeitraums hÃ¶here Heizkosten
berÃ¼cksichtigt. Dies hÃ¤tte â�� ohne Erwerbseinkommen â�� in jedem Monat zu
einer hÃ¶heren LeistungsgewÃ¤hrung gefÃ¼hrt. Der Umstand, dass sich nach
Erlass des Bewilligungsbescheids in den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen aufgrund
der Aufnahme der ErwerbstÃ¤tigkeit eine Ã�nderung ergeben habe, kÃ¶nne nicht
zu einem Wegfall des Erfolgs des Widerspruchs fÃ¼hren. Zur Beurteilung sei auf
den Zeitpunkt des Erlasses des angegriffenen Bescheids abzustellen. Das SG hat die
Berufung nicht zugelassen.

Â 

Gegen das ihm am 5. Oktober 2020 zugestellte Urteil hat der Beklagte am 4.
November 2020 Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt und zur BegrÃ¼ndung
vorgetragen, die Entscheidung des SG weiche von Entscheidungen des 4. Senats
des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt und des Bundessozialgerichts ab und
beruhe auf dieser Abweichung. Nach deren Rechtsprechung (LSG: Urteil vom 1.
Dezember 2016, L 4 AS 609/15, juris; BSG: Urteil vom 12. Juni 2013, B 14 AS 68/12
R, juris) sei bei einer Kostenentscheidung nach Â§ 63 Zehntes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB X) rein formal auf das Ergebnis abzustellen. Ein Widerspruch
sei nur insoweit erfolgreich, als ihm abgeholfen worden sei. Erfolglos sei dagegen
der Widerspruch, wenn er fÃ¶rmlich zurÃ¼ckgewiesen worden sei. Aus welchen
GrÃ¼nden der Widerspruch Erfolg gehabt habe, sei nach formaler Betrachtung
grundsÃ¤tzlich unerheblich.

Â 

Mit Beschluss vom 31. Mai 2021 hat der Senat die Berufung des Beklagten gegen
das Urteil des SG zugelassen.

Â 
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Im Berufungsverfahren hat der Beklagte auf seine bisherigen AusfÃ¼hrungen
verwiesen. 

Â 

Der Beklagte beantragt nach seinem schriftlichen Vorbringen sinngemÃ¤Ã�,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Halle vom 31. August 2020 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Â 

Die KlÃ¤gerinnen beantragten schriftlich,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Sie halten das Urteil des SG fÃ¼r zutreffend. Nach ihrer Auffassung hat der
Widerspruch auch in den Monaten Oktober 2016 bis Februar 2017 Erfolg gehabt,
weil der Beklagte auch in diesen Monaten die tatsÃ¤chlichen Heizkosten bei der
Leistungsberechnung berÃ¼cksichtigt habe. Dies habe zu einem hÃ¶heren Bedarf
gefÃ¼hrt. Allein der Zahlbetrag, d.h. die endgÃ¼ltige LeistungshÃ¶he, werde durch
das ab Oktober 2016 anzurechnende Erwerbseinkommen gemindert. 

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die
Gerichtsakte und die beigezogenen VerwaltungsvorgÃ¤nge des Beklagten
ergÃ¤nzend Bezug genommen. Die genannten Unterlagen sind Gegenstand der
Beratung des Senats gewesen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Â 

Der Senat konnte gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 153, Abs. 1, 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden, weil die Beteiligten damit ihr
EinverstÃ¤ndnis am 16. Juni 2021 (Beklagter) und 17. Juli 2021 (KlÃ¤ger) erklÃ¤rt
haben. 

Â 
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Die Berufung des Beklagten ist begrÃ¼ndet, denn die KlÃ¤gerinnen haben keinen
Anspruch auf die Erstattung von mehr als einem Sechstel ihrer Aufwendungen fÃ¼r
das Widerspruchsverfahren gegen den Bescheid des Beklagten vom 3. August
2016. Die Kostenentscheidung des Beklagten im Widerspruchsbescheid vom 22.
MÃ¤rz 2017 ist rechtmÃ¤Ã�ig.

Â 

Die unmittelbar gegen die Kostengrundentscheidung des Beklagten im
Widerspruchsbescheid gerichtete Klage ist zulÃ¤ssig. Eines gesonderten
Vorverfahrens nach Â§ 78 Abs. 1 SGG hinsichtlich der Kostenentscheidung bedurfte
es nicht. Streitgegenstand im Berufungsverfahren ist ausschlieÃ�lich die
Entscheidung Ã¼ber die Erstattung der zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung
notwendigen Aufwendungen im Widerspruchsbescheid vom 22. MÃ¤rz 2017 fÃ¼r
das Vorverfahren gegen den Ausgangsbescheid vom 3. August 2016. Dagegen
wenden sich die KlÃ¤gerinnen mit der kombinierten Anfechtungs- und
Leistungsklage.

Â 

Die Voraussetzungen fÃ¼r den begehrten (weiteren) Aufwendungsersatz nach Â§
63 

Â 

Abs. 1 Satz 1 SGB X sind nicht gegeben. Nach Â§ 63 Abs. 1 Satz 1 SGB X hat der
RechtstrÃ¤ger, dessen BehÃ¶rde den angefochtenen Verwaltungsakt erlassen hat,
demjenigen, der Widerspruch erhoben hat, die zur zweckentsprechenden
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendungen zu
erstatten, wenn (bzw. soweit) der Widerspruch erfolgreich ist. Erfolg im Sinne von 
Â§ 63 Abs. 1 Satz 1 SGB X hat ein Widerspruch nur dann, wenn die BehÃ¶rde ihm
stattgibt (vgl. BSG, Urteile vom 12. Juni 2013, B 14 AS 68/12 R, juris; und vom 19.
Juni 2012, B 4 AS 142/11 R, juris). MaÃ�gebend fÃ¼r die Beantwortung der Frage,
ob und inwieweit ein Widerspruch erfolgreich oder erfolglos war, ist ein Vergleich
des mit dem Widerspruch Begehrten mit dem Inhalt der das Vorverfahren
abschlieÃ�enden Sachentscheidung (Abhilfe- oder Widerspruchsbescheid).

Â 

Nachdem der Beklagte die Notwendigkeit der Zuziehung eines Rechtsanwalts fÃ¼r
das Rechtsbehelfsverfahren (Â§ 63 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 Satz 2 SGB X)
anerkannt und im Widerspruchsbescheid bereits verfÃ¼gt hat, dass den
KlÃ¤gerinnen 1/6 der ihnen entstandenen notwendigen Aufwendungen erstattet
werden, hatte der Senat nur zu entscheiden, ob ihnen â�� entsprechend ihrem
Begehren â�� ein darÃ¼berhinausgehender, hÃ¶herer Kostenerstattungsanspruch
dem Grunde nach zusteht. Dies ist nicht der Fall.

Â 

                             7 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGG/78.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/63.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/63.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2068/12%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20AS%20142/11%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/63.html


 

Gegenstand des den Bescheid vom 3. August 2016 betreffenden Vorverfahrens war
die Bewilligung hÃ¶herer Leistungen nach dem SGB II unter BerÃ¼cksichtigung der
tatsÃ¤chlich anfallenden Heizkosten von 221 â�¬ fÃ¼r den Zeitraum von
September 2016 bis Februar 2017. Der Widerspruch der KlÃ¤gerinnen hatte nur in
Ansehung des Monats September 2016 Erfolg, fÃ¼r den der Beklagte mit
Ã�nderungsbescheid vom 22. MÃ¤rz 2017 hÃ¶here Leistungen unter
BerÃ¼cksichtigung der tatsÃ¤chlichen Heizkosten bewilligte. Im Ã�brigen hatte der
Widerspruch keinen Erfolg. Zwar berÃ¼cksichtigte der Beklagte bei der PrÃ¼fung
im Widerspruchsverfahren dem Begehren der KlÃ¤gerinnen entsprechend die
tatsÃ¤chlichen Heizkosten. Dies wirkte sich jedoch nicht im Sinne einer hÃ¶heren
Leistungsbewilligung fÃ¼r die KlÃ¤gerinnen aus, weil sich aufgrund der
zwischenzeitlichen ErwerbstÃ¤tigkeit und Einkommenserzielung der KlÃ¤gerin zu 1
die HilfebedÃ¼rftigkeit der Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft verringert hatte. 

Â 

Das BSG hat im Urteil vom 12. Juni 2013 (B 14 AS 68/12 R, juris RN 20 ff.) zum
Erfolg eines Widerspruchs ausgefÃ¼hrt:

Â 

â��Die zu bildende Kostenquote richtet sich nach dem VerhÃ¤ltnis des erreichten
Erfolgs zum angestrebten Erfolg oder, anders formuliert, dem VerhÃ¤ltnis des
Erfolgs zum Misserfolg. Ein Widerspruch ist damit nur in dem Umfang erfolgreich, in
dem ihm (abgeholfen oder) stattgegeben worden ist. Erfolglos geblieben ist er,
soweit er fÃ¶rmlich zurÃ¼ckgewiesen worden ist oder soweit der
WiderspruchsfÃ¼hrer mit seinem sachlichen Begehren nicht durchgedrungen ist.

Â 

Aus welchen GrÃ¼nden der Widerspruch Erfolg hatte oder nicht, ist unerheblich. Bei
der Kostenentscheidung ist eine formale Betrachtungsweise geboten (Becker in
Hauck/Noftz, SGB X, K Â§ 63 RN 27, Stand: 12/2010). Sie soll nicht mit
â��schwierigen rechtlichen Auseinandersetzungenâ�� belastet werden (vgl.
Bundesverwaltungsgericht (BVerwG), Urteil vom 25. September 1992, 8 C 16/90,
juris RN 15, â�¦). MaÃ�gebend fÃ¼r die Beantwortung der Frage, ob und inwieweit
der Widerspruch erfolgreich oder erfolglos war, ist ein Vergleich des mit dem
Widerspruch Begehrten und des Inhalts der das Vorverfahren abschlieÃ�enden
Sachentscheidung (vgl. BVerwG, a.a.O.; BVerwG Urteil vom 11. Mai 1981, 6 C
121.80, Buchholz 310 Â§ 72 VwGO Nr. 10 S 1 [2]), die bei einer auf die Kosten
beschrÃ¤nkten isolierten Anfechtung bestandskrÃ¤ftig geworden ist und als solche
nicht mehr in Frage gestellt werden kann (BVerwG Urteil vom 25.9.1992, a.a.O.).

Â 

Nach der Sachentscheidung im Widerspruchsbescheid war der Widerspruch
erfolglos â�� mit Ausnahme des Abhilfebescheids fÃ¼r September 2016. Es kommt
entgegen der Auffassung des SG nicht darauf an, ob der angegriffene

                             8 / 10

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2068/12%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=8%20C%2016/90
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=6%20C%20121.80
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=6%20C%20121.80
https://dejure.org/gesetze/VwGO/72.html


 

Verwaltungsakt (Ã¼berhaupt) rechtswidrig war, (weil zu Unrecht nicht die
tatsÃ¤chlichen Heizkosten bei der Leistungsberechnung berÃ¼cksichtigt wurden),
sondern darauf, in welchem Umfang dem sachlichen Begehren der KlÃ¤gerinnen,
das auf Bewilligung hÃ¶herer Leistungen gerichtet war, im Widerspruchsverfahren
entsprochen wurde. Die Ã�nderung eines Berechnungsparameters bei der
Leistungsberechnung fÃ¼hrt nur dann zu einem Erfolg im Widerspruchsverfahren,
wenn sie sich zugunsten des WiderspruchsfÃ¼hrers auf die LeistungshÃ¶he
auswirkt. MaÃ�geblich ist, in welchem Umfang dem sachlichen Begehren auf
Bewilligung hÃ¶herer Leistungen im Widerspruchsverfahren entsprochen wurde.
Denn bei einem Leistungsbegehren wie dem der KlÃ¤gerinnen geht es nicht nur um
die Rechtswidrigkeit des angefochtenen Bescheids, sondern entscheidend um die
LeistungshÃ¶he.

Â 

Nach der gebotenen formalen Betrachtungsweise (vgl. BSG, Urteil vom 12. Juni
2013, a.a.O., RN 21) bemisst sich der Erfolg eines Widerspruchs nicht danach, ob
der Argumentation des WiderspruchsfÃ¼hrers gefolgt wurde. Es kommt auch nicht
darauf an, aus welchen (tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen) GrÃ¼nden der
Widerspruch erfolgreich ist. 

Â 

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser MaÃ�gaben haben die KlÃ¤gerinnen jedenfalls
keinen Anspruch auf eine Kostenquote von mehr als einem Sechstel der
Gesamtkosten, die der Beklagte im Widerspruchsbescheid bereits festgestellt hat.
Denn ihr Widerspruch hatte nur fÃ¼r einen Monat des betroffenen sechsmonatigen
Bewilligungszeitraums einen (zÃ¤hlbaren) Erfolg. In den Ã¼brigen Monaten wurden
keine hÃ¶heren, sondern im Ergebnis aufgrund des Erwerbseinkommen der
KlÃ¤gerin zu 1 sogar niedrigere Leistungen bewilligt.

Â 

Veranlassungsgesichtspunkte oder BilligkeitsgrÃ¼nde sind bei einer
Kostenentscheidung nach Â§ 63 Abs. 1 SGB X unbeachtlich. Anders als bei Â§ 193
SGG kommt es fÃ¼r den Eintritt der Kostenbelastung der Verwaltung fÃ¼r ein
Widerspruchsverfahren ausschlieÃ�lich auf den Erfolg des Widerspruchs an.

Â 

Da die Kostenentscheidung des Beklagten im Widerspruchsbescheid rechtmÃ¤Ã�ig
war, war das Urteil des SG vom 31. August 2020 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Â 

Die Kostenentscheidung im Berufungsverfahren beruht auf Â§ 193 SGG. 
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Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 29.08.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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